
254 B. Gesetzliche Bestimmungen

(2) Die Verwirklichung von Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit hat das hierfür gemäß § 339 StPO zuständige Organ mitzu­
teilen.

(3) Eintragungspflichtige Tatsachen, die Wehrpflichtige betreffen, sind 
auch dem zuständigen Wehrkreiskommando mitzuteilen.

§ 22
Form und Frist der Mitteilung

(1) Eintragungspflichtige Entscheidungen sind dem Strafregister inner­
halb einer Frist von zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft mitzu­
teilen. Sonstige Entscheidungen entsprechend § 18 dieses Gesetzes sowie 
andere eintragungspflichtige Tatsachen sind innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen nach ihrem Erlaß oder nach ihrem Eintritt mitzuteilen.

(2) Die Mitteilungen an das Strafregister sind formgebunden und müs­
sen die vollständigen Personalien des Betroffenen, die genaue Bezeichnung 
des Organs, das die Entscheidung getroffen hat, sowie den Tag des Erlas­
ses und der Rechtskraft der Entscheidung oder des Eintritts der anderen 
eintragungspflichtigen Tatsache enthalten.

§ 23
Ergänzende Mitteilungen

Wird einem auskunftsberechtigten Organ bekannt, daß dem Strafregi­
ster eintragungspflichtige Tatsachen nicht mitgeteilt wurden oder die Ein­
tragung im Strafregister aus einem anderen Grunde unvollständig oder 
unrichtig ist, hat das Organ dem Strafregister die eintragungspflichtigen 
Tatsachen vollständig und richtig mitzuteilen.

K a p i t e l  IV

Tilgung und Auskunftserteilung
§ 24

Voraussetzungen und Form der Tilgung

(1) Eintragungen im Strafregister, werden nach Ablauf der in diesem 
Gesetz festgelegten Fristen getilgt. Die Tilgung erfolgt durch Löschen des 
Vermerks im Strafregister.

(2) Die Tilgung der Eintragung im Strafregister ist dem Betroffenen und 
dem für seinen Wohnsitz zuständigen Volkspolizei-Kreisamt mitzuteilen.

§ 25
Wirkung der Tilgung

(1) Mit der Tilgung der Eintragung im Strafregister werden alle gesetz­
lichen Folgen der getilgten Entscheidung unwirksam.
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